
Verfolgte Menschen brauchen 
Schutz – auch in Europa. Als 
Lehre aus den verheerenden Fol-
gen der Naziherrschaft war die-
ser Satz lange Zeit bindend und 
unwiderruflich für die Staaten 
Europas. Nun wird er zuneh-
mend in Frage gestellt.

Während des 2. Weltkrieges 
standen Millionen Flüchtlinge 
vor verschlossenen Grenzen. Die 
um Schutz ersuchten Staaten er-
kannten zwar ihren Schutzbe-
darf, wollten aber nicht für ihre 
Schutzgewährung zuständig 
sein. Dies war der Grund für die 
Verabschiedung der Genfer 
Flüchtlingskonvention im Jahr 
1951. Bereits ein Jahr zuvor wur-
de die Europäische Menschen-
rechtskonvention verabschiedet, 
welche erstmals in Europa einen 
völkerrechtlich verbindlichen 
Grundrechteschutz geschaffen 
hat und den Schutz vor Folter 
und unmenschlicher Behand-
lung garantiert. Diese Verträge 
bilden aus guten Gründen die 
Grundlage des Gemeinsamen 
Europäischen Asylsystems.

Die unterzeichnenden Organisa-
tionen sind in großer Sorge, dass 

die aktuelle deutsche wie eu-
ropäische Asylpolitik nicht 

mehr primär dem Schutz 
der Flüchtlinge als viel-
mehr dem Schutz der 
Grenzen dient.

Dies geschieht in einer 
Zeit, in der die Zahl 

von Flüchtlingen welt-
weit zwar weiter zu-

nimmt, die Zahlen in Eu-
ropa und Deutschland aber 

deutlich sinken. In einer Zeit, 
in der die meisten Menschen aus 
Syrien, Afghanistan, dem Südsu-
dan, Myanmar und Somalia flie-
hen – Konfliktgebiete, für die 
nach wie vor keine Lösung in 
Sicht ist. 

Die unterzeichnenden Organisa-
tionen appellieren an die deut-
sche Bundesregierung, Verant-
wortung für den Flüchtlings-
schutz in Deutschland und Eu-
ropa zu übernehmen. Das be-
deutet konkret:

Wir wenden uns gegen die 
Zurückweisung von 
schutzsuchenden Menschen 
an der europäischen Grenze. 

Schutzsuchende müssen Zu-
gang haben zu einem fairen und 
rechtsstaatlichen Verfahren in 
Europa. Wenn selbst wohlhaben-
de Nationen ihre Grenzen für 
Flüchtlinge verschließen, wer-
den andere Staaten diesem Bei-
spiel folgen. Zu einem rechts-
staatlichen Verfahren gehört, 
dass Gerichte Behördenentschei-
dungen überprüfen und korri-
gieren können. Dies ist im Rah-
men von Schnellverfahren an 
den Grenzen (hotspots) nicht 
gewährleistet.

Wir fordern eine solidarische 
Aufnahme von Schutzsu-
chenden in der EU statt nati-
onaler Abschottung.

Innerhalb Europas legt die „Dub-
lin III-Verordnung“ verbindlich 
fest, welcher Staat für die Durch-
führung des Asylverfahrens zu-
ständig ist. Eine Zurückweisung 
an der Grenze ohne Feststellung 
des zuständigen Mitgliedsstaates 
ist daher rechtswidrig. Eine Re-
form des Dublin Systems ist drin-
gend erforderlich. Statt nationa-
ler Alleingänge an den Grenzen 
bedarf es einer solidarischen 
Aufnahme, bei der den Staaten 
an den südlichen Außengrenzen 
nicht die alleinige Verantwor-
tung für die Asylsuchenden zu-
geschoben wird und die Interes-
sen der Schutzsuchenden be-
rücksichtigt werden. 

Wir wenden uns gegen die 
Vorschläge, Schutzsuchende 
in Staaten vor Europas Gren-
zen aus- bzw. zwischenzula-
gern. 

Das individuelle Recht auf Asyl 
kann nicht durch die Aufnahme 
einiger weniger Ausgewählter 
ersetzt werden. Wir begrüßen 
die Einrichtung legaler Zugangs-
wege und setzen uns für eine 
massive Aufstockung etwa des 
Resettlement-Programms des 
UNHCR ein. Die weltweite Gül-
tigkeit des individuellen Flücht-
lingsschutzes darf aber gleichzei-
tig nicht in Frage gestellt werden. 
Dies gilt insbesondere für die ak-
tuell diskutierten Pläne, Schutz-
suchende zur Durchführung ih-
res Asylverfahrens nach Nordafri-
ka zurückzuschieben und nur 
einige wenige von ihnen im Wege 
des Resettlements aufzunehmen.
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Wir fordern die Rettung von 
Menschen in Seenot im Mit-
telmeer und ihre Ausschif-
fung in den nächsten europä-
ischen Hafen. 

Der Europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte hat bereits im 
Jahr 2012 geurteilt, dass nie-
mand in einen Staat zurück ge-
schoben werden dürfe, in dem 
ihm Folter oder unmenschliche 
Behandlung drohe. Darüber hin-
aus muss der Zugang zu einem 
fairen und rechtsstaatlichen 
Asylverfahren gewährleistet sein. 
Dies ist gegenwärtig in den nord-
afrikanischen Staaten nicht ge-
währleistet.

Die Europäische Union muss 
endlich wirksame Schritte ein-
leiten, um Menschen aus Seenot 
zu retten. Zivile Seenotrettungs-
organisationen dürfen nicht an 
ihrer Arbeit gehindert werden. 
Das Recht auf Leben gilt auch 
auf Hoher See.  

Am Umgang mit Flüchtlingen 
zeigt sich, wie verlässlich das 
Versprechen Europas ist, die 
Menschenrechte einzuhalten.  
Wird die Verantwortung für den 
Schutz der in Europa ankom-
menden Menschen negiert, wird 
damit zugleich die universelle 
Geltung der Menschenrechte in 
Frage gestellt. Es liegt in unse-
rem eigenen Interesse, unser de-
mokratisches und menschen-
rechtlich begründetes Gemein-
wesen vor einer Erosion der 
Menschenrechte zu bewahren.

Berlin, 27.06.2018
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